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Zur Arbeit des Rechtsausschusses
der 33. Tagung der UN-Vollversammlung
Dt. GÜNTER GÖRNER und Dt. ROLF MEISSNER. Berlin
Das Ringen um die Schaffung völkerrechtlicher Normen, 
die dazu beitragen, den Entspannungsprozeß zu stabilisie­
ren und weiter voranzubringen, wird, ebenso wie die ge­
samte internationale Entwicklung, von zwei gegensätz­
lichen Tendenzen gekennzeichnet. Auch die Debatten im 
Rechtsausschuß der 33. Tagung der UN-Vollversammlung* 
zeigten, daß die Politik der Entspannung mit der Politik 
jener zusammenstößt, „die die Welt in die Zeiten des kal­
ten Krieges zurückzerren wollen“.1

So kam es im Rechtsausschuß, in dem die vielfältigen 
Aktivitäten der UNO zur Kodifikation und Weiterentwick­
lung des Völkerrechts zusammenlaufen, zu verschärften 
Auseinandersetzungen um die Fortführung wichtiger Kodi- 
fikationsprojekte. Die sozialistischen Staaten waren dabei 
zusammen mit den national befreiten Staaten die Initiato­
ren und Koautoren der wichtigsten Resolutionen, von de­
nen neue Impulse für die weitere Arbeit ausgehen. Da­
gegen leisteten die imperialistischen Staaten hartnäckigen 
Widerstand, der sich insbesondere gegen die Projekte rich­
tete, die, wie z. B. der Abschluß eines Weltvertrags über 
die Nichtanwendung von Gewalt in den internationalen 
Beziehungen, von besonderer Bedeutung für die Fortfüh­
rung des Entspannungsprozesses und die Sicherung des 
Weltfriedens sind.

Ausarbeitung eines Weltvertrags über Gewaltverzicht

Der Abschluß eines Weltvertrags über die Nichtanwendung 
von Gewalt in den internationalen Beziehungen zählt zu 
den bedeutendsten Maßnahmen gegen die Kriegsgefahr.3 
Die Dringlichkeit dieser Aufgabe wurde durch die Mos­
kauer Deklaration der Teilnehmerstaaten des Warschauer 
Vertrages vom 23. November 1978 erneut unterstrichen, in 
der der Appell an alle Staaten und Völker der Weit ge­
richtet wird, „unerschütterlich einzutreten für eine Politik 
des Friedens, der Entspannung, des Verzichts auf Gewalt­
anwendung und Gewaltandrohung in den internationalen 
Beziehungen, der friedlichen Regelung aller Streitfragen, 
der kompromißlosen Verurteilung von Aggressionskriegen, 
der völligen Ausschaltung von Kriegen zwischen den Staa­
ten aus dem Leben der Menschheit, der Einstellung des 
Wettrüstens, der endgültigen Beseitigung der Überreste 
des .kalten Krieges1“.3

Auf dem Weg zur Erfüllung dieser wichtigen politischen 
Aufgabe der Vereinten Nationen wurden seit der 32. Ta­
gung der UN-Vollversammlung weitere Schritte unternom­
men.1

Der durch Resolution 32/150 der UN-Vollversammlung 
vom 19. Dezember 1977 gebildete „Sonderausschuß für die 
Erhöhung der Effektivität des Prinzips der Nichtanwen­
dung von Gewalt in den internationalen Beziehungen“, 
dem 35 Staaten angehören, hatte in seiner ersten Tagung 
mit einer allgemeinen Aussprache über seine Aufgaben, ins­
besondere die Ausarbeitung des Weltvertrags über Gewalt­
verzicht, begonnen. Anschließend erörterte eine Arbeits­
gruppe die einzelnen Artikel des von der UdSSR unter­
breiteten Vertragsentwurfs®, konnte jedoch diese Aufgabe 
aus Zeitmangel nicht zu Ende führen.

Sowohl der Bericht über die bisherige Arbeit des Son­
derausschusses, der dem Rechtsausschuß der 33. UN-Voll­
versammlung vorlag6, als auch die Diskussion im Rechts­
ausschuß verdeutlichen erneut, daß die überwiegende 
Mehrheit der Staaten dafür eintritt, das in Art 2 Ziff. 4 der 
UN-Charta verankerte Prinzip der Nichtanwendung von

Gewalt in den internationalen Beziehungen in einem uni­
versell Verbindlichen Vertrag weiterzuentwickeln und seine 
Effektivität zu erhöhen.

Die Delegierten der UdSSR, der DDR und anderer 
sozialistischer Staaten sowie von national befreiten Staaten 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas setzten sich im Rechts­
ausschuß mit .verschiedenen Einwänden gegen die Aus­
arbeitung eines Weltvertrags über Gewaltverzicht ausein­
ander. Die Vertreter der USA, Großbritanniens, Chinas 
und Albaniens, die gegen die Resolution 32/150 gestimmt 
hatten, wandten sich in ihren Stellungnahmen auf der 
33. Tagung der UN-Vollversammlung vor allem dagegen, 
daß sich der Sonderausschuß in seiner künftigen Tätigkeit 
auf die Ausarbeitung einer völkerrechtlich verbindlichen 
und weltweit anwendbaren vertraglichen Vereinbarung 
über den Gewaltverzicht konzentriert. Der Delegierte der 
UdSSR stellte unmißverständlich klar, daß das Haupt­
anliegen des sowjetischen Vorschlags gerade in der Aus­
arbeitung eines Weltvertrags über Gewaltverzicht besteht, 
da dadurch am besten und wirksamsten das Prinzip der 
Nichtanwendung von Gewalt in den internationalen Bezie­
hungen gestärkt werden kann. Er erklärte u. a.:

„Das Prinzip der Nichtanwendung von Gewalt spiegelt 
sich in den bestehenden Völkerrechtsnormen noch nicht 
in angemessener Form wider. Die Staaten sind im Hin­
blick auf die Bedeutung des Begriffs .Gewalt', wie er in 
der Charta verwendet wird, noch unterschiedlicher An­
sicht, und die bestehenden internationalen Dokumente, in 
denen das Prinzip bis zu einem gewissen Maße konkreti­
siert ist, tragen den Charakter einer Empfehlung. Daher 
heißt es in Art. I des sowjetischen Vertragsentwurfs, daß 
die hohen vertragschließenden Seiten sich strikt an die 
Verpflichtungen halten, in den internationalen Beziehun­
gen keine Gewalt anzuwenden oder Gewalt anzudrohen. 
Diese grundsätzliche Bestimmung entspricht den objektiven 
politischen und militärischen Realitäten unserer Zeit, denn 
das Ziel des Vertragsentwurfs besteht darin, daß die ver­
tragschließenden Seiten zusätzliche Verpflichtungen über­
nehmen sollen, ohne damit die grundsätzlichen Verpflich­
tungen der Staaten laut Charta zu ersetzen oder zu ver­
ändern.

Es gab zahlreiche Beispiele, bei denen ein in der Charta 
verankertes spezielles grundlegendes Völkerrechtsprinzip 
in spezifischen Völkerrechtsdokumenten bestätigt, entwik- 
kelt und konkretisiert worden ist, ohne daß dabei Zweifel 
an der Rechtsgültigkeit der Bestimmungen der Charta ent­
standen sind oder deren Autorität untergraben wurde...

Das Prinzip der Nichtanwendung von Gewalt ist auch 
in Resolutionen der Vollversammlung zu bilateralen, multi­
lateralen und regionalen Verträgen und Abkommen be­
stätigt und konkretisiert worden. Der Abschluß eines inter­
nationalen Vertrags würde es jedoch ermöglichen, wesent­
liche Elemente des in anderen Völkerrechtsdokumenten 
enthaltenen Prinzips in rechtsverbindlicher Form aufzu­
nehmen und würde die aus dem Prinzip entstehenden Ver­
pflichtungen auf eine weltweite Ebene heben.“7

Im Rechtsausschuß der 33. UN-Vollversammlung wur­
den auch die Versuche einiger westlicher Staaten zurück­
gewiesen, den Sonderausschuß von seiner Hauptaufgabe, 
der Ausarbeitung des Weltvertrags über Gewaltverzicht, 
abzulenken und ihn statt dessen zu beauftragen, zusätz­
liche Verfahren der friedlichen Streitbeilegung zu formu­
lieren. Die Delegierten der DDR, Mexikos und anderer 
Staaten schlugen demgegenüber vor, die Frage der fried­
lichen Beilegung von Streitfällen im Zusammenhang mit


